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Gericht 

Asylgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

21.04.2009 

Geschäftszahl 

C4 229126-5/2009 

Spruch 

C4 229.126-5/2009/3E 
 

Im Namen der Republik 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Schlaffer als Einzelrichter über die Beschwerde desXXXX, 
StA. Indien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.02.2009, FZ. 08 10.841-BAT, zu Recht erkannt: 
 

Der Antrag von XXXXvom 03.11.2008 auf internationalen Schutz wird gemäß § 68 Abs. 1 Allgemeines 
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBl. 1991/51 idgF (AVG) wegen entschiedener Sache zurückgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

Der Beschwerdeführer, ein indischer Staatsangehöriger, stellte am 20.11.2001 erstmalig einen Asylantrag. Das 
Bundesasylamt wies mit Bescheid vom 20.02.2002, Zahl: 01 27.192-BAW, den Antrag des Beschwerdeführers 
ab und stellte fest, dass seine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung nach Indien zulässig ist. 
 

Der Unabhängige Bundesasylsenat wies die dagegen erhobene Berufung mit Bescheid vom 04.07.2002, Zahl 
229.126/0-IV/11/02, ab. 
 

Gegen den Bescheid des Bundesasylsenates vom 04.07.2002 erhob der Beschwerdeführer Beschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof. Der Verwaltungsgerichtshof lehnte mit Beschluss vom 17.10.2002, Zahl: 

2002/20/0448-6, die Behandlung der Beschwerde ab. 
 

Am 06.12.2002 stellte der Beschwerdeführer durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter abermals einen (zweiten) 
Asylantrag. 

Dieser wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 20.05.2003, Zahl: 

02 37.882-BAT, gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen. 
 

Die dagegen erhobene Berufung wurde mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenats vom 27.06.2003, 
Zahl: 229.126/7-IV/11/03, abgewiesen. 
 

Gegen oben genannten Bescheid des Bundesasylsenats vom 27.06.2003 erhob der Beschwerdeführer 
Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof. 

Mit Beschluss vom 14.12.2004, Zahl: 2003/20/0333-9, lehnte der Verwaltungsgerichtshof die Behandlung dieser 
Beschwerde ab. 
 

Am 02.02.2005 stellte der Beschwerdeführer durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter einen weiteren (dritten) 
Asylantrag, der mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 08.02.2005, Zahl: 05 00.446-EASt Ost, wiederum 
gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurückgewiesen wurde. 
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Die dagegen erhobene Berufung wurde mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 07.04.2005, 
Zahl: 229.126/12-IV/11/05, abgewiesen. 
 

Auch gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof, die 
dieser mit Beschluss vom 01.09.2005, Zahl 2005/20/0322-9, ablehnte. 
 

Am 19.09.2005 stellte der Beschwerdeführer - wiederum durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter - den 
nächsten (vierten) Asylantrag, den das Bundesasylamt mit Bescheid vom 15.11.2005, Zahl 05 15.260-EASt Ost, 
gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückwies und dabei das Vorbringen des Beschwerdeführer abermals als im Kern 
unglaubwürdig einstufte. 
 

Die dagegen erhobene Berufung wurde mit Bescheid des Unabhängigen Bundesasylsenates vom 21.02.2006, 
Zahl: 229.126/18-IV/11/05, abgewiesen. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer abermals Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof. Der 
Verwaltungsgerichtshof lehnte mit Beschluss vom 03.09.2008, Zahl: 2006/19/0865-12, die Behandlung der 
Beschwerde ab. 
 

Am 03.11.2008 stellte der Beschwerdeführer den gegenständlichen (fünften) Antrag auf internationalen Schutz 
und wurde hiezu am selben Tag von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes niederschriftlich 
einvernommen. Er gab an, seit 2001 durchgehend in Österreich aufhältig zu sein; er habe den negativen 
Bescheid seines vierten Asylverfahrens Ende September 2008 erhalten, lebe noch immer in seiner Wohnung in 
XXXX und gehe nach wie vor seiner Tätigkeit als Zeitungsausträger nach. Begründend führte er aus: "Ich habe 
in meinem bisherigen Verfahren einen Fluchtgrund verschwiegen, weil ich Angst hatte. Im Jahre 1998 wurde ich 
fälschlicher Weise beschuldigt einen Mann umgebracht zu haben. Wegen der Mordanzeige habe ich mein Land 
verlassen. Ich kann nicht mehr nach Indien zurück." Im Falle einer Rückkehr nach Indien befürchte er ermordet 
zu werden, sein Vater sei auch umgebracht worden. Er habe sich bezüglich seines Vorbringens Beweismittel 
zuschicken lassen. 
 

Im Rahmen der Einvernahme am 10.11.2008 gab der Beschwerdeführer vor dem Bundesasylamt an, er lege 
folgende Dokumente als Bescheinungsmittel vor: einen Haftbefehl ("Warrant of Arrest", datiert mit 29.11.1998, 
ausgestellt am 16.01.2008), einen ersten Informationsbericht ("First Information Report", datiert mit 29.11.1998, 
ausgestellt am 28. (unleserlich) 2006), ein Schreiben eines indischen Rechtsanwalts (datiert mit 10.10.2006), alle 
samt Übersetzung, sowie eine Sterbeurkunde des Vaters. Befragt zu seinem Alltag in Österreich erklärte der 
Beschwerdeführer, er arbeite aushilfsweise für einen Freund als Zeitungszusteller und werde von diesem bezahlt. 
Im Jahr 2002 oder 2003 habe er einen einhundertstündigen Deutschkurs besucht. Er habe in Österreich Freunde, 
die großteils auch Asylwerber seien; es handle sich um Landsleute von ihm. Befragt, ob noch ein Kontakt zur 
Heimat bestehe, bejahte der Beschwerdeführer dies. Er habe regelmäßig, ein bis zwei Mal pro Monat, 
telefonischen Kontakt zu seinen Eltern - bzw. nach dem Tod seines Vaters nur mehr zu seiner Mutter - sowie zu 
Freunden. Auf die Frage, ob sich seit dem rechtskräftigen Abschluss seines ersten Asylverfahrens etwas geändert 
habe, brachte der Beschwerdeführer vor, er habe bisher nicht angegeben, dass er 1998 der Beteiligung an einem 
Mord beschuldigt worden sei. Er habe Angst, aufgrund des bestehenden Haftbefehls von der Polizei 
festgenommen zu werden. Drei seiner Freunde seien verurteilt worden; die beiden Haupttäter zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe, ein Mittäter zu einer zehnjährigen Haftstrafe. Er selbst sei auch als Mittäter angeklagt worden. 
Der Mord habe sich am XXXX in der Nacht in der Nähe seines Dorfes ereignet. Es gebe eine Frau, die als 
Zeugin ausgesagt habe, sowie die Aussagen der bereits Verurteilten; der Beschwerdeführer gab vor dem 
Bundesasylamt deren Namen an. Der Beschwerdeführer sei seit kurz nach dem Vorfall im Jahr 1998 auf der 
Flucht gewesen und habe sich versteckt gehalten. Seit 2000 bestehe ein Haftbefehl gegen ihn, er werde in ganz 
Indien gesucht. Der Vater des Mordopfers und sein Komplize hätten den Vater des Beschwerdeführers aus 
Rache getötet. Befragt gab er an, aus der vorgelegten Sterbeurkunde gehe der Sterbetag am XXXX hervor, nicht 
jedoch die Todesursache. Nunmehr befürchte der Beschwerdeführer im Falle einer Rückkehr in die Heimat auch 
von Angehörigen des Mordopfers umgebracht zu werden. Dem Beschwerdeführer wurde mitgeteilt, dass die 
Behörde beabsichtige, seinen Antrag auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache zurückzuweisen. 
 

Am 11.12.2008 fand vor dem Bundesasylamt eine weitere Einvernahme des Beschwerdeführers statt, bei dem er 
sein Vorbringen wiederholte und ergänzend aussagte, die drei festgenommenen Täter hätten ihn und seinen 
Freund der Mittäterschaft beschuldigt. Sie seien 2001 verurteilt worden. Ihre Anschuldigung sei falsch. Bis dato 
gebe es keine Verurteilung des Beschwerdeführers, da er flüchtig und nie vor Gericht erschienen sei. Die Eltern 
hätten ihn davon informiert, dass er von der Polizei gesucht werde. Seine Mutter habe regelmäßig Kontakt zu 
einem Anwalt, dieser informiere sie auch. Die Kopie des Haftbefehls habe ihm die Mutter geschickt. Wo sich 
das Original befinde, wisse er nicht; er könne nicht sagen, ob es seine Mutter habe, oder ob es beim Anwalt oder 
bei der Polizei sei. 
 



 Asylgerichtshof 21.04.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 3 von 6 

Das Bundesasylamt stellte am 11.12.2008 eine Anfrage an die Österreichische Botschaft in New Delhi und 
ersuchte um Überprüfung der vom Beschwerdeführer vorgelegten Dokumente. Wie aus dem Recherchebericht 
der von der Österreichischen Botschaft in New Delhi beauftragten Detektei vom 15.01.2009 hervorgeht, ergaben 
die vor Ort durchgeführten Ermittlungen, dass sowohl der vorgelegte Haftbefehl, als auch der "First Information 
Report" Fälschungen darstellen. 
 

Mit Bescheid vom 19.02.2009, Zahl: 08 10.841-BAT, wies das Bundesasylamt den (fünften) Antrag auf 
internationalen Schutz gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurück. 
 

Begründend führte das Bundesasylamt in seiner Beweiswürdigung aus, die Angaben des Beschwerdeführers 
seien schon in den vorangegangenen Asylanträgen nicht glaubhaft gewesen. Sein Vorbringen im nunmehrigen 
Verfahren stütze sich auf das vorherige unglaubwürdige Vorbringen. Was das nunmehrige Vorbringen bezüglich 
eines Haftbefehls betreffe, so sei auf das Ermittlungsergebnis der österreichischen Botschaft in New Delhi zu 
verweisen. Es habe nicht festgestellt werden können, dass es sich bei dem vorgelegten Schriftstück um ein echtes 
handle; es sei daher unmöglich, den nunmehr behaupteten Fluchtgrund und die angeblich daraus resultierende 
Gefährdung im Falle der Rückkehr des Beschwerdeführers in seine Heimat als glaubhaft zu qualifizieren. In 
Anbetracht dieser Ausführungen sei es nicht in Frage gekommen, dem Beschwerdeführer in Bezug auf sein 
neues Vorbringen auch nur den geringsten Glauben zu schenken. Vielmehr sei davon auszugehen gewesen, dass 
der Beschwerdeführer - so wie auch schon im ersten Verfahren - mit einem rein konstruierten Vorbringen seinen 
Antrag zu begründen versucht habe. 
 

Rechtlich merkte das Bundesasylamt an, dass sämtliche in diesem Verfahren getätigten Ausführungen zur 
Bedrohungssituation des Beschwerdeführers - wie bereits in der Beweiswürdigung ausführlich behandelt - als 
unglaubwürdig zu qualifizieren seien, sodass nicht einmal ein glaubhafter Kern vorhanden sei. Im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens seien keine Anhaltspunkte für eine neuerliche inhaltliche Entscheidung hervorgekommen. 
Da somit vom Vorliegen einer rechtskräftigen Entscheidung über den Asylantrag auszugehen sei und kein Grund 
für eine neuerliche Sachentscheidung ersichtlich sei, sei der nunmehrige Asylantrag wegen entschiedener Sache 
zurückzuweisen. Bezüglich der - letztlich im Spruch nicht ausgesprochenen - Ausweisungsentscheidung nahm 
das Bundesasylamt eine Interessensabwägung vor und gelangte zu der Ansicht, dem öffentlichen Interesse an 
einem geordneten Vollzug des Fremdenwesens sei der Vorrang zu geben, die Ausweisung des 
Beschwerdeführers sei daher zulässig. 
 

Dagegen erhob der Beschwerdeführer fristgerecht das Rechtsmittel der Beschwerde und führte aus, der Bescheid 
werde wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften sowie Rechtswidrigkeit des 
Inhaltes angefochten. Der Beschwerdeführer sei verletzt worden "in seinem Recht darauf, dass Bescheide, 
welche dem Beschwerdepunkt nicht vollinhaltlich Rechnung tragen, zu begründen sind sowie in seinem Recht 
darauf, dass die Behörde von Amts wegen den für die Erledigung einer Verwaltungssache maßgebenden 
Sachverhalt festzustellen hat". Das Bundesasylamt habe einen Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen 
Schutz gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückgewiesen; auf welchen Antrag das Bundesasylamt Bezug genommen 
habe, sei jedoch nicht ersichtlich. In der Folge fasste der Beschwerdeführer den bisherigen Gang seiner 
Asylverfahren zusammen und merkte zum angefochtenen Bescheid des Bundesasylamtes vom 19.02.2009 an, 
der Spruch entspreche nicht den Verwaltungsvorschriften, da der Bescheid auf keinen konkreten Antrag des 
Beschwerdeführers zurückzuführen sei. Bei der Erlassung des angefochtenen Bescheides habe das 
Bundesasylamt Verfahrensvorschriften außer Acht gelassen, bei deren Einhaltung es zu einem anderslautenden 
Bescheid hätte kommen können. 
 

Zur unrichtigen Beweiswürdigung wurde festgehalten, das Bundesasylamt habe sich darauf berufen, die Gründe 
des gegenständlichen Asylantrages entsprächen nicht der Wahrheit, da schon die Vorbringen in den vorigen vier 
Asylverfahren nicht der Wahrheit entsprochen hätten. Diese Ansicht sei unrichtig; es werde diesbezüglich auf 
die Einvernahmen des Beschwerdeführers verwiesen. Lediglich zur Untermauerung habe sich der 
Beschwerdeführer auf die Fluchtgründe seiner früheren Verfahren berufen. Die nunmehrigen 
Verfolgungshandlungen seien "Nachwirkungen" des seinerzeitigen Fluchtgrundes. In einer vorweg greifenden 
Beweiswürdigung habe das Bundesasylamt gegenüber dem Beschwerdeführer noch vor Ende der Befragung 
festgehalten, dass es beabsichtige, den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen. Sowohl 
zu dieser Absichtserklärung, als auch zur Feststellung, der Beschwerdeführer würde über kein nach Art. 8 
EMRK geschütztes Recht verfügen, sei die Behörde bloß aufgrund unrichtiger Beweiswürdigung ohne 
ausreichendem Ermittlungsverfahren gelangt. Selbst aus den - rudimentären - Feststellungen des angefochtenen 
Bescheides ergebe sich, dass der Beschwerdeführer in einer Gemeinschaft lebe, sodass die beabsichtigte 
Ausweisung jedenfalls einen relevanten Eingriff in die nach Art. 8 EMRK geschützten Rechte des 
Beschwerdeführers darstelle. Es seien auch keine Feststellungen hinsichtlich einer Rechtfertigung dieses 
Eingriffes im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK getroffen worden. 
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Zu den Verfahrensmängeln wurde festgehalten, das Bundesasylamt dürfe unaufgeklärt gebliebene Sachverhalte 
keinesfalls zu Lasten des Beschwerdeführers interpretieren. Die freie Beweiswürdigung setze ein 
gesetzeskonformes Ermittlungsverfahren voraus. Die antizipierende Beweiswürdigung des Bundesasylamtes 
stelle einen Verfahrensmangel dar. Die Behörde habe es verabsäumt, durch eine weitere Einvernahme des 
Beschwerdeführers den entscheidungsrelevanten Sachverhalt zu ermitteln und die - vermeintlichen - 
Widersprüche aufzuklären. Entscheidungsrelevant für die Beurteilung, ob ein neu zu beurteilender Sachverhalt 
vorliege, sei jedenfalls die Feststellung auf welchen Zeitpunkt sich die Verfolgungshandlungen - in Relation zum 
Abschluss des Vorverfahrens - beziehen würden. Die Erstbehörde wäre dazu verpflichtet gewesen, den 
relevanten Sachverhalt durch eine weitere Befragung zu ergänzen, da der Beschwerdeführer zweifellos 
"Nachfluchtgründe" geltend gemacht habe. Mangels Feststellung des Zeitpunktes der Verfolgungshandlungen 
lasse sich keine Relation zum vorhergehenden Asylverfahren herstellen, sodass das Bundesasylamt den 
entscheidungsrelevanten Sachverhalt nicht (vollständig) ermittelt habe; schon darin liege die Mangelhaftigkeit 
des Ermittlungsverfahrens. Gleichfalls habe es das Bundesasylamt unterlassen, die für eine Interessensabwägung 
relevanten Feststellungen bezüglich des Familien- und Privatlebens zu treffen. 
 

Zum Aufhebungsgrund der Rechtswidrigkeit des Inhaltes wurde festgehalten, das Bundesasylamt habe sich im 
Ergebnis nicht mit dem Vorbringen des Beschwerdeführers auseinandergesetzt; aus dem Vorbringen ergebe sich, 
dass dem Beschwerdeführer Asyl gewährt hätte werden müssen. Der Beschwerdeführer habe Nachfluchtgründe 
geltend gemacht, auf die das Bundesasylamt aufgrund seiner antizipierenden Beweiswürdigung nicht 
eingegangen sei. Was die Ausführungen des Bundesasylamtes zu Spruchpunkt II. angehe, so werde festgehalten, 
dass das Bundesasylamt im Spruch gar nicht über die Ausweisung entschieden habe, der Spruchpunkt II. 
existiere nicht; selbst wenn man davon ausginge, dass das Bundesasylamt eine Ausweisung ausgesprochen habe, 
wäre diese im Lichte des Art. 8 EMRK unzulässig. 
 

Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

Gemäß § 61 Abs. 3 Z 1 lit. c und Z 2 AsylG 2005 entscheidet der Asylgerichtshof über Beschwerden gegen 
zurückweisende Bescheide wegen entschiedener Sache gemäß § 68 Abs. 1 AVG und über die mit diesen 
Entscheidungen verbundene Ausweisung durch Einzelrichter. 
 

Gemäß § 23 des Asylgerichtshofgesetzes, BGBl. I 4/2008 idgF (AsylGHG), sind, soweit sich aus dem 
Asylgesetz 2005 - AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem 
Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 
51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff 
"Beschwerde" tritt. 
 

Gemäß § 68 Abs. 1 AVG sind Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 die Abänderung 
eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Bescheides begehren, wenn die Behörde nicht Anlass 
zu einer Verfügung gemäß den Absätzen 2 und 4 findet, wegen entschiedener Sache zurückzuweisen. 
 

"Sache" des Berufungsverfahrens ist regelmäßig die Angelegenheit, die den Inhalt des Spruches des Bescheides 
der Unterinstanz gebildet hat, soweit dieser angefochten wurde (VwSlg 7548A/1969, VfSlg 7240/1973, VwGH 
vom 8.10.1996, 94/04/0248; Walter-Thienel, Verwaltungsverfahren2, 1265 mwH). 
 

Im vorliegenden Fall ist Sache des Berufungsverfahrens somit die Frage der Rechtmäßigkeit der Zurückweisung 
des (fünften) Antrages auf internationalen Schutz wegen entschiedener Sache. Die Rechtsmittelbehörde darf nur 
über die Frage entscheiden, ob die Zurückweisung (wegen entschiedener Sache) durch die Vorinstanz zu Recht 
erfolgt ist und hat dementsprechend entweder - im Falle des Vorliegens entschiedener Sache - das Rechtsmittel 
abzuweisen oder - im Falle der Unrichtigkeit dieser Auffassung - den bekämpften Bescheid ersatzlos mit der 
Konsequenz zu beheben, dass die erstinstanzliche Behörde in Bindung an die Auffassung der 
Rechtsmittelbehörde den gestellten Antrag jedenfalls nicht neuerlich wegen entschiedener Sache zurückweisen 
darf. Es ist der Rechtsmittelbehörde aber verwehrt, über den Antrag selbst meritorisch zu entscheiden (VwSlg 
2066A/1951, VwGH vom 30.5.1995, 93/08/0207; Walter-Thienel, Verwaltungsverfahren2, 1433 mwH). 
 

Es ist Sache der Partei, die in einer rechtskräftig entschiedenen Angelegenheit eine neuerliche Sachentscheidung 
begehrt, dieses Begehren zu begründen (VwGH 8.9.1977, 2609/76). Die Prüfung der Zulässigkeit einer 
Durchbrechung der Rechtskraft auf Grund geänderten Sachverhaltes darf ausschließlich anhand jener Gründe 
erfolgen, die von der Partei in erster Instanz zur Begründung ihres Begehrens auf neuerliche Entscheidung 
geltend gemacht werden (VwGH 23.5.1995, 94/04/0081). 
 

Entschiedene Sache liegt vor, wenn sich gegenüber dem früheren Bescheid weder die Rechtslage noch der 
wesentliche Sachverhalt geändert haben (VwGH 21.03.1985, 83/06/0023, und andere). Identität der Sache liegt 
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selbst dann vor, wenn die Behörde in dem bereits rechtskräftig abgeschlossen Verfahren die Rechtsfrage auf 
Grund eines mangelhaften Ermittlungsverfahrens oder einer unvollständigen oder unrichtigen rechtlichen 
Beurteilung entschieden hat (VwGH 08.04.1992, 88/12/0169). 
 

Der Begriff Identität der Sache muss in erster Linie aus einer rechtlichen Betrachtungsweise heraus beurteilt 
werden. Dies bedeutet, dass den behaupteten geänderten Umständen Entscheidungsrelevanz zukommen muss 
(VwGH vom 30.01.1995, 94/10/0162 ua). Einer neuen Sachentscheidung steht die Rechtskraft eines früher in 
der gleichen Angelegenheit ergangenen Bescheides gemäß § 68 Abs. 1 AVG nur dann nicht entgegen, wenn in 
den für die Entscheidung maßgebenden Umständen eine Änderung eingetreten ist (VwGH 07.12.1988, 
86/01/0164). Die Beantwortung der Frage, ob sich die nach dem früheren Bescheid maßgeblich gewesene 
Sachlage derart geändert hat, dass die Erlassung eines neuen Bescheides in Betracht kommt, setzt voraus, dass 
der bestehende Sachverhalt an der diesen Bescheid zu Grunde liegenden Rechtsanschauung und ihrem 
normativen Hintergrund gemessen wird, und zwar nach der selben Methode, mit der er im Falle einer neuen 
Sachentscheidung an der Norm selbst zu messen wäre (Hauer/Leukauf, Handbuch des österreichischen 
Verwaltungsverfahrens, fünfte Auflage, E 19 b zu § 68 AVG). 
 

Der Beschwerdeführer brachte im gegenständlichen Verfahren vor, er habe bis jetzt einen Fluchtgrund 
verschwiegen: Im Jahr 1998 sei er fälschlicherweise beschuldigt worden, einen Mann umgebracht zu haben. Die 
behauptete Suche der Polizei nach dem Beschwerdeführer wegen angeblicher Mittäterschaft am Mord fand nach 
eigenen Angaben des Beschwerdeführers bereits im Jahr 1998 - also sogar vor seiner Einreise ins Bundesgebiet 
und vor der ersten Asylantragstellung am 20.11.2001 - statt; es handelt sich also um ein Vorbringen, das 
jedenfalls bereits vor Rechtskraft des Erstverfahrens entstanden ist, hätte von ihm im Erstverfahren vorgebracht 
werden müssen und ist somit für das gegenständliche Verfahren nicht beachtlich. Zudem konnte der 
Beschwerdeführer nicht schlüssig erklären, warum er erst jetzt - mehr als sieben Jahre nach seiner ersten 
Asylantragstellung - von der behaupteten Suche der Polizei erzählte. Seine Anmerkung, er habe den Vorfall in 
seinen letzten vier Asylverfahren aus Angst vor einer Abschiebung nach Indien verschwiegen, vermag nicht zu 
überzeugen. Vielmehr lässt das Verhalten des Beschwerdeführers seine Bemühungen erkennen, mit laufend 
neuen bzw. leicht veränderten, nicht der Wahrheit entsprechenden, Vorbringen, seinen Aufenthalt im 
Bundesgebiet immer wieder vorübergehend zu legalisieren und eine Ausweisung in seine Heimat zu vereiteln. 
Gerade dem Beschwerdeführer, der mittlerweile eine langjährige Erfahrung im Umgang mit den österreichischen 
Asylbehörden aufweist und über die Kenntnis der wesentlichen geltenden Bestimmungen des Asylrechts verfügt, 
müsste bekannt sein, dass sein nunmehriges Vorbringen - würde es tatsächlich der Wahrheit entsprechen - 
allenfalls zu einem positiven Ausgang seines Verfahrens führen könnte, weshalb nicht nachvollzogen werden 
kann, warum er es nicht schon in einem seiner früheren Verfahren vorbrachte. 
 

Das Bundesasylamt ging zudem völlig zu Recht davon aus, dass das nunmehr erstattete Vorbringen nicht einmal 
im Kern glaubhaft ist. Der Beschwerdeführer legte einen Haftbefehl ("Warrant of Arrest") sowie einen "First 
Information Report" vor; beide Urkunden wurden von durch die österreichische Botschaft in New Delhi 
beauftragte Experten vor Ort überprüft. Das diesbezügliche Ermittlungsergebnis ist eindeutig: Die vorgelegten 
Dokumente stellen Fälschungen dar, eine Verfolgung des Beschwerdeführers durch die indischen Behörden 
konnte somit nicht bescheinigt werden. Im Hinblick auf das eindeutige Ergebnis der Recherche vor Ort - den 
Ermittlungsergebnissen wurde im Übrigen auch in der Beschwerdeschrift in keiner Weise entgegengetreten - ist 
dem Bundesasylamt darin beizupflichten, dass das Vorbringen des Beschwerdeführers nur als unglaubwürdig 
qualifiziert werden konnte. 
 

Bezüglich des in der Beschwerde erhobenen Vorwurfs, das Bundesasylamt habe unzulässigerweise eine 
antizipierende Beweiswürdigung vorgenommen und sich nicht ausreichend mit dem Vorbringen des 
Beschwerdeführers auseinandergesetzt, wird noch einmal auf den beschränkten Prüfungsrahmen des 
gegenständlichen Verfahrens hingewiesen, wonach über bereits rechtskräftig entschiedene Verfahren nicht mehr 
meritorisch entschieden werden darf. Das Bundesasylamt führte am 10.11.2008 und am 11.12.2008 
niederschriftliche Einvernahmen durch, im Rahmen derer der Beschwerdeführer Gelegenheit hatte, sein "neues" 
Vorbringen darzulegen. Dass eine Vernehmung im Rahmen des gegenständlichen Verfahrens nicht auf die 
inhaltliche Prüfung der vorgebrachten Asylgründe abzielt und daher auch weniger ausführlich ist, liegt in der 
Natur der Sache und ist nicht zu beanstanden. Entgegen der in der Beschwerde vertretenen Ansicht, kann von der 
erkennenden Behörde kein vernünftiger Grund erkannt werden, warum das Bundesasylamt noch eine weitere 
Befragung durchführen hätte sollen. Ebenfalls kann nicht erkannt werden, warum es sich bei den vorgebrachten 
Fluchtgründen um "Nachfluchtgründe" handeln sollte, zumal der Beschwerdeführer selbst eindeutig behauptete, 
die Polizei suche seit 1998, also schon seit vor seiner Flucht, nach ihm. Das Bundesasylamt ist an die bereits 
rechtskräftig ergangenen Entscheidungen der früheren Verfahren gebunden; es ist dem Bundesasylamt daher 
nicht vorzuwerfen, sondern ist es gerade naheliegend, dass es seine Entscheidungsbegründung (auch) auf die in 
den ersten vier Verfahren festgestellte Unglaubwürdigkeit des Beschwerdeführers stützt. Dass sich das 
Bundesasylamt ausreichend mit dem Vorbringen im gegenständlichen Verfahren auseinandergesetzt hat, zeigt 
sich zudem allein darin, dass es bezüglich der Überprüfung der vorgelegten Dokumente eine Anfrage an die 
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österreichische Botschaft in New Delhi gestellt hat. Im Hinblick auf das diesbezüglich eindeutige 
Rechercheergebnis war keine weitere Ermittlungstätigkeit angezeigt. 
 

Abschließend ist festzuhalten, dass auch aus dem in der Beschwerde aufgegriffenen "Mangels", der Spruch des 
Bescheides weise nicht das Datum der Antragstellung auf, nichts gewonnen werden kann. Aus dem gesamten 
Inhalt des Bescheides - insbesondere aus dem vom Bundesasylamt dargestellten Verfahrensgang - geht 
unmissverständlich hervor, dass das Bundesasylamt über die nunmehr fünfte Antragstellung des 
Beschwerdeführers entschieden hat. Zudem lassen auch die Ausführungen in der vom Rechtsvertreter des 
Beschwerdeführers erhobenen Beschwerde deutlich erkennen, dass dieser selbst keinen ernstlichen Zweifel über 
den Verfahrensgegenstand - nämlich den Antrag auf internationalen Schutz vom 03.11.2008 - hegt, da er 
durchgehend auf diesen fünften Antrag Bezug nimmt. Der vom Bundesasylamt formulierte Spruch ist daher 
jedenfalls ausreichend bestimmt und genügt den Anforderungen des § 58 AVG. Zudem wurde nun der Spruch 
diesbezüglich determiniert. 
 

Da im gegenständlichen Fall auch keinerlei von Amts wegen zu berücksichtigenden Umstände vorliegen, welche 
als Änderung der Sachlage zu beurteilen wären, liegt im Sinne der zitierten Judikatur keine Änderung des 
Sachverhaltes vor, die eine neuerliche inhaltliche Entscheidung über den Asylantrag zuließe. Es liegt eine bereits 
rechtskräftig entschiedene Sache vor, über die nicht neuerlich meritorisch entschieden werden kann. Insgesamt 
ist die durch das Bundesasylamt erfolgte Zurückweisung des Asylantrages wegen entschiedener Sache sohin 
nicht zu beanstanden. 
 

Bemerkt wird, dass seitens des Bundesasylamtes über die Ausweisung (§ 10 Abs. 1 Z 1 AsylG) nicht 
abgesprochen wurde, weshalb es auch dem Asylgerichtshof verwehrt war, einen diesbezüglichen Abspruch zu 
tätigen. 
 

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 


